
 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Straße 192, 50735 Köln 

Telefon: 0221/97668-0, Telefax: 0221/97668-338 
ISSN 0720-2946 

 

Bundesrat Drucksache   272/07 
 24.04.07 

 

 EU  -  A  -  Fz  -  In  -  U 
 
 
Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 
 
 
 
 
Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung einer gemeinschaftlichen 

Rahmenregelung für die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischereisektor 

und Unterstützung wissenschaftlicher Gutachten zur Durchführung der Gemeinsamen 

Fischereipolitik 

KOM(2007) 196 endg.; Ratsdok. 8650/07 

 

 

 

 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Übermittelt vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie am 24. April 2007 
gemäß § 2 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angelegenheiten 
der Europäischen Union vom 12. März 1993 (BGBl. I S. 313), zuletzt geändert durch das 
Förderalismusreform-Begleitgesetz vom 5. September 2006 (BGBl. I S. 2098). 
 
Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat die Vorlage am 19. April 2007 dem 
Bundesrat zugeleitet. 
Die Vorlage ist von der Kommission am 19. April 2007 dem Generalsekretär/Hohen Vertreter 
des Rates der Europäischen Union übermittelt worden. 
 
Das Europäische Parlament, der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss und der 
Ausschuss der Regionen werden an den Beratungen beteiligt. 
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BEGRÜNDUNG 

1) KONTEXT DES VORSCHLAGS 

 • Gründe und Ziele des Vorschlags 

Ziel dieses Kommissionsvorschlags für eine neue Verordnung des Rates über die 
Erhebung von Daten im Fischereisektor ist die Ausarbeitung langfristiger, integrierter 
regionaler Stichprobenprogramme, die biologische, wirtschaftliche, umweltbezogene und 
soziale Daten abdecken. Mit der überarbeiteten Verordnung über die Datenerhebung soll 
auf neue Anforderungen reagiert werden, die sich aus der Notwendigkeit ergeben, zu 
einem erweiterten Fischereimanagement (einem stärker flotten- und gebietsbezogenen 
Management statt der bisherigen Bestandsbewirtschaftung) und einem 
ökosystemorientierten Ansatz im Fischereimanagement überzugehen. Eine wichtige 
Neuerung des Vorschlags ist die Einführung der Erhebung von Umweltdaten, die 
vorrangig dazu dienen sollen, die Auswirkungen der Fischereitätigkeit auf das marine 
Ökosystem zu überwachen. 

Das neue Datenerhebungssystem deckt den gesamten Prozess ab und reicht von der 
eigentlichen Erhebung der Daten bis zu ihrer Verwendung hauptsächlich durch 
Wissenschaftler und beratende Gremien. 

Die Kontrolle der Qualität der Daten und ihre Validierung sind sehr wichtig. Die 
Kommission ist der Auffassung, dass der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft an die 
Durchführung der Qualitätskontrolle und die Einhaltung der festgelegten Qualitäts-
standards geknüpft werden sollte. Sie hat daher Finanzberichtigungen eingeführt, die 
vorgenommen werden, wenn die einzelstaatlichen Programme nicht den Vorschriften 
entsprechen oder von schlechter Qualität sind. 

Große Bedeutung wurde auch der Verbesserung des Zugangs zu Daten und ihrer 
Verwendung beigemessen, einschließlich des Zugangs zu zusätzlichen Datensätzen wie 
denen der satellitengestützten Schiffsüberwachung (VMS). Hierzu wurden neue Regeln 
festgelegt. Außerdem wurden Regeln für die Verwendung der Daten aufgestellt, um die 
Interessen der Datenlieferanten zu schützen. 

Die Vereinfachung der Verfahren ist ein wichtiges Ziel, da die einzelstaatlichen 
Programme künftig für drei Jahre aufgestellt werden. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch 
die Möglichkeit haben, erforderlichenfalls Änderungen vorzunehmen (z. B. um der 
zunehmenden internationalen Koordinierung Rechnung zu tragen). Mehrjährige 
Planungszeiträume verringern den Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten. 

 • Allgemeiner Kontext 

Die systematische Erhebung zuverlässiger Daten über die Fischerei ist grundlegende 
Voraussetzung für die Bestandsabschätzung und für wissenschaftliche Gutachten. Daher 
ist sie auch von entscheidender Bedeutung für die Durchführung der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (GFP). 
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Die Kommission hat das derzeitige System der Datenerhebung nach mehreren Jahren 
seiner Anwendung einer Überprüfung unterzogen. Dabei wurden verschiedene Mängel 
festgestellt, die dringend abgestellt werden müssen, damit Wissenschaftlern und 
Fischereimanagern die Daten zur Verfügung gestellt werden können, die sie benötigen, um 
wirksame Managemententscheidungen treffen zu können. 

 • Bestehende Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet 

Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 des Rates zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Rahmenregelung für die Erhebung und Verwaltung der Daten, die zur Durchführung der 
gemeinsamen Fischereipolitik erforderlich sind. Mit dieser Verordnung wurde ein erster 
Rahmen für die Konsolidierung und Intensivierung der Datenerhebung in den 
Mitgliedstaaten geschaffen. 

 • Kohärenz mit anderen Maßnahmen und Zielen der Union 

Der Vorschlag steht in engem Zusammenhang mit den Umweltaspekten der Fischerei und 
leistet den notwendigen Beitrag für die Anwendung des Ökosystemansatzes im 
Fischereimanagement. 

Der Vorschlag trägt auch der Notwendigkeit zur Vereinfachung der geltenden 
Vorschriften Rechnung. 

Im Grünbuch „Die künftige Meerespolitik der Europäischen Union: Eine europäische 
Vision für Ozeane und Meere“ wird anerkannt, welche Bedeutung die Erhebung und 
Verwaltung zuverlässiger Daten und Informationen über Aktivitäten auf dem Meer sowie 
deren Auswirkungen auf die Ressourcen für die Durchführung der EU-Meeresstrategie 
haben. Behandelt werden auch bestehende Probleme mit der Harmonisierung und 
Zuverlässigkeit der erhobenen Daten sowie Überwachungslücken in Regionen der EU. Ein 
verbesserter Rahmen für die Erhebung und Verwaltung von Daten wäre hier ein Schritt in 
die richtige Richtung. 

2) ANHÖRUNG VON INTERESSIERTEN KREISEN UND FOLGENABSCHÄTZUNG 

 • Anhörung von interessierten Kreisen 

 Anhörungsmethoden, angesprochene Sektoren und allgemeines Profil der Befragten 

Erste Sitzung mit einzelstaatlichen Beauftragten für Datenerhebung, Direktoren von 
Fischereiforschungsinstituten und Vertretern beratender wissenschaftlicher Gremien 
(ICES, STECF) in Brüssel am 24. Februar. Es wurde erläutert und erörtert, welche 
Überlegungen den vorgeschlagenen Änderungen des derzeitigen Systems zugrunde liegen. 

Zweite Sitzung mit einzelstaatlichen Beauftragten für Datenerhebung und Direktoren von 
Fischereiforschungsinstituten (Brüssel, 14. Juli). Auf dieser Sitzung wurde ein Entwurf 
des Kommissionsvorschlags vorgelegt und erörtert. 
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 Zusammenfassung der Antworten und Art ihrer Berücksichtigung 

Die Vertreter der Mitgliedstaaten und die Wissenschaftler haben den Vorschlag im 
Allgemeinen befürwortet. Bedenken wurden jedoch geäußert zu den bei Nichteinhaltung 
von Vorschriften zu verhängenden Sanktionen, zu den Bestimmungen über den Zugang zu 
Daten und zur Definition von Surveys. 

Die Bemerkungen wurden geprüft und größtenteils im Vorschlag berücksichtigt. 

 • Einholung und Nutzung von Expertenwissen 

 Externes Expertenwissen war nicht erforderlich. 

 

 

• Folgenabschätzung 

Bei diesem Vorschlag geht es um die Anpassung geltender Gemeinschaftsvorschriften, die 
vereinfacht und effektiver gestaltet werden sollen. 

Aus diesen Gründen wurde eine Folgenabschätzung nicht für erforderlich gehalten. 

3) RECHTLICHE ASPEKTE 

 • Zusammenfassung der vorgeschlagenen Maßnahme 

Grundlegende Überarbeitung des geltenden Rechtsrahmens für die Erhebung von 
Grunddaten über die Fischerei und ihre Verwendung für wissenschaftliche Gutachten. 

 • Rechtsgrundlage 

Artikel 37 EG-Vertrag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Subsidiaritätsprinzip 

Der Vorschlag fällt unter die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft. Daher 
findet das Subsidiaritätsprinzip keine Anwendung. 

• Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Der Vorschlag entspricht aus folgendem Grund (aus folgenden Gründen) dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit: 

Für die Bewirtschaftung gemeinsamer Fischereiressourcen sind gemeinsame Datensätze 
auf regionaler Ebene in der EU und einheitliche Standards für die Datenerhebung 
erforderlich. 
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 Mit der Verordnung sollen sowohl der Verwaltungsaufwand als auch die Kosten für die 
Mitgliedstaaten verringert werden, und zwar insbesondere durch 

- mehrjährige Programme (keine jährlichen Genehmigungsverfahren mehr) 

- eine obligatorische regionale Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten zur 
Verbesserung der Kostenwirksamkeit. 

 • Wahl des Instruments 

 

 

Vorgeschlagene Instrumente: Verordnung 

Andere Instrumente wären aus folgenden Gründen nicht angemessen: 

Der bestehende Rahmen für die harmonisierte Erhebung von Daten muss beibehalten und 
verbessert werden. 

4) AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

 Die Mitgliedstaaten können für die Erhebung, Verwaltung, Übermittlung und Nutzung von 
Daten für wissenschaftliche Gutachten eine Finanzhilfe der Gemeinschaft beantragen. Die 
Haushaltsmittel für die Datenerhebung und für wissenschaftliche Gutachten belaufen sich 
für den Zeitraum 2007-2013 auf durchschnittlich 58 Mio. EUR im Jahr (s. beigefügten 
Finanzbogen).  

5) WEITERE ANGABEN 

 • Vereinfachung 

 

 

Mit dem Vorschlag werden Verwaltungsvorschriften für die EU und für einzelstaatliche 
Behörden vereinfacht. 

- Die einzelstaatlichen Programme werden nicht mehr jährlich, sondern für drei Jahre 
aufgestellt. 

- Die einzelstaatlichen Programme werden vereinfacht, denn es gibt nur noch ein 
obligatorisches Kernprogramm (kein erweitertes fakultatives Programm mehr). 

- Die Erhebung bestimmter Daten wird regional koordiniert. 

 • Aufhebung geltender Rechtsvorschriften 

Durch die Annahme des Vorschlags werden bestehende Rechtsvorschriften aufgehoben. 
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2007/0070 (CNS) 

Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES RATES 

zur Einführung einer gemeinschaftlichen Rahmenregelung für die Erhebung, Verwaltung und 
Nutzung von Daten im Fischereisektor und Unterstützung wissenschaftlicher Gutachten zur 

Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37, 

auf Vorschlag der Kommission1, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments2, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom 20. Dezember 2002 über die 
Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen 
Fischereipolitik3 wird der Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschuss für Fischerei 
(nachstehend „STECF“) in regelmäßigen Abständen zu Fragen der Erhaltung und 
Bewirtschaftung lebender aquatischer Ressourcen einschließlich biologischer, 
wirtschaftlicher, umweltpolitischer, sozialer und technischer Überlegungen gehört. 

(2) Im Verhaltenskodex für verantwortungsvolle Fischerei der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen wie auch im Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Erhaltung und Bewirtschaftung gebietsübergreifender Bestände 
und weit wandernder Fischbestände wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, zur 
Verbesserung des wissenschaftlichen Kenntnisstands verstärkt zu forschen und Daten 
zusammenzustellen. 

                                                 
1 ABl. C […], S. […]. 
2 ABl. C […], S. […]. 
3 ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 59. 
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(3) Im Einklang mit den Zielen der Gemeinsamen Fischereipolitik für die Erhaltung, 
Bewirtschaftung und Nutzung lebender aquatischer Ressourcen in 
Nichtgemeinschaftsgewässern muss sich die Gemeinschaft an den Bemühungen beteiligen, 
die insbesondere im Einklang mit den Bestimmungen partnerschaftlicher Fischereiabkommen 
oder regionaler Fischereiorganisationen zur Erhaltung der Fischereiressourcen unternommen 
werden.  

(4) Am 23. Januar 2003 verabschiedete der Rat Schlussfolgerungen zur Mitteilung der 
Kommission über einen Aktionsplan der Gemeinschaft zur Einbeziehung der Erfordernisse 
des Umweltschutzes in die Gemeinsame Fischereipolitik mit Leitsätzen, 
Bewirtschaftungsmaßnahmen und einem Arbeitsprogramm zur schrittweisen Umstellung auf 
einen Ökosystemansatz im Fischereimanagement4.  

(5) Am 13. Oktober 2003 verabschiedete der Rat Schlussfolgerungen zur Mitteilung der 
Kommission an den Rat und das Europäische Parlament „Verbesserung der 
wissenschaftlichen und technischen Gutachten für das Fischereimanagement der 
Gemeinschaft“5, in der die Anforderungen der Gemeinschaft an wissenschaftliche Gutachten 
noch einmal erläutert, Mechanismen für die Vorlage von Gutachten beschrieben, die 
Bereiche mit verstärktem Bedarf ausgewiesen und kurz-, mittel- und langfristige Lösungen 
vorgeschlagen werden.  

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 des Rates vom 29. Juni 2000 zur Einführung einer 
gemeinschaftlichen Rahmenregelung für die Erhebung und Verwaltung der Daten, die zur 
Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik erforderlich sind6, muss überarbeitet 
werden, um einem flottenbezogenen Ansatz im Fischereimanagement angemessen Rechnung 
zu tragen, die Qualität und Vollständigkeit von Fischereidaten sowie den Zugriff auf diese 
Daten zu verbessern, die Ausarbeitung wissenschaftlicher Gutachten effizienter zu 
unterstützen und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern.  

(7) Die derzeit geltenden Verordnungen im Bereich der Erhebung und Verwaltung von 
Fischereidaten, insbesondere die Verordnung (EWG) Nr. 2847/1993 des Rates vom 
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für die Gemeinsame 
Fischereipolitik7, Verordnung (EG) Nr. 779/1997 des Rates vom 24. April 1997 zur 
Einführung einer Regelung zur Steuerung des Fischereiaufwands in der Ostsee8, Verordnung 
(EG) Nr. 104/2000 des Rates vom 17. Dezember 1999 über die Gemeinsame 
Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur9, Verordnung (EG) 
Nr. 2347/2002 des Rates vom 16. Dezember 2002 mit spezifischen Zugangsbedingungen und 

                                                 
4 KOM(2002)186 
5 C(2003)625 
6 ABl. L 176 vom 15.7.2000, S. 1. 
7 ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 768/2005 (ABl. L 128 vom 

21.5.2005, S. 1). 
8 ABl. L 113 vom 30.4.1997, S. 1. 
9 ABl. L 17 vom 21.1.2000, S. 22. Verordnung geändert durch die Beitrittsakte von 2003. 
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einschlägigen Bestimmungen für die Fischerei auf Tiefseebestände10, Verordnung (EG) 
Nr. 1954/2003 des Rates vom 4. November 2003 zur Steuerung des Fischereiaufwands für 
bestimmte Fanggebiete und Fischereiressourcen der Gemeinschaft, zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 685/95 und 
(EG) Nr. 2027/9511, Verordnung (EG) Nr. 812/2004 des Rates vom 26. April 2004 zur 
Festlegung von Maßnahmen gegen Walbeifänge in der Fischerei und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 88/9812 sowie der Verordnung (EG) Nr. 26/2004 der Kommission vom 
30. Dezember 2003 über das Fischereiflottenregister der Gemeinschaft13 enthalten 
Bestimmungen über die Erhebung und Verwaltung von Daten zu Fischereifahrzeugen, zu 
deren Tätigkeiten und Fängen und zur Preisüberwachung, zu Walbeifängen und Bedingungen 
für die Tiefseefischerei, die im Interesse der Einführung einer umfassenden und kohärenten 
Regelung für die Datenerhebung in der vorliegenden Verordnung berücksichtigt werden 
sollten. 

(8) Die für wissenschaftliche Einschätzungen erhobenen Daten sollten biologische Daten zu 
Fängen einschließlich Rückwürfen, die Ergebnisse von Surveys zur Bestandslage und zu den 
Umweltfolgen von Fischfang und Aquakultur sowie Angaben zu den Fangflotten und ihren 
Tätigkeiten umfassen. Ferner sollten Daten zur Preisbildung und weitere Daten 
aufgenommen werden, anhand deren sich die wirtschaftliche Lage der Fischfangbetriebe und 
der Verarbeitungsindustrie sowie die Beschäftigungsentwicklung in diesen Sektoren leichter 
einschätzen lassen. 

(9) Die Auflagen für den Zugang zu den Daten, für die die vorliegende Regelung gilt, lassen die 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten nach Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates14 im 
Hinblick auf die in Artikel 2 Absatz 1 dieser Richtlinie definierten Umweltinformationen 
unberührt.  

(10) Die Umsetzung der Gemeinschaftsprogramme zur Erhebung und Verwaltung von 
Fischereidaten sollte in die direkte Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen. Folglich sollten 
die Mitgliedstaaten nationale Programme nach Maßgabe des jeweiligen 
Gemeinschaftsprogramms erstellen. 

(11) Im Interesse des Schutzes und der Erhaltung der lebenden Meeresschätze und ihrer 
nachhaltigen Nutzung sollte im Fischereimanagement zunehmend ein Ökosystemansatz 
verfolgt werden. Die Wechselbeziehungen zwischen Fischerei und Umwelt und besonders 
die Umweltfolgen von Fischfang und Aquakultur sowie nachteilige Auswirkungen auf das 
Ökosystem müssen stärker berücksichtigt werden. 

                                                 
10 ABl. L 351 vom 28.12.2002, S. 6. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 768/2005 (ABl. L 128 vom 

21.5.2005, S. 1). 
11 ABl. L 289 vom 7.11.2003, S. 1 
12 ABl. L 150 vom 30.4.2004, S. 12. 
13 ABl. L 5 vom 9.1.2004, S. 25. 
14 ABl. L 41 vom 14.2.2003, S. 26. 
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(12) Prioritäten sowie die Verfahren für die Datenerhebung und Datenverarbeitung innerhalb der 
Gemeinschaft sollten auf Gemeinschaftsebene festgelegt werden, damit die Einheitlichkeit 
des Gesamtsystems sowie, durch Schaffung eines Mehrjahresrahmens, eine optimale 
Kostenwirksamkeit gewährleistet werden können. 

(13) Die Mitgliedstaaten sollten bei der Erhebung von Daten für dieselbe Meeresregion und für 
Regionen mit wichtigen Binnengewässern untereinander sowie mit Drittländern 
zusammenarbeiten und ihre nationalen Programme entsprechend koordinieren. 

(14) Die Daten, um die es in dieser Verordnung geht, sollten in elektronischen Datenbanken 
gespeichert werden, um befugten Endnutzern den Zugriff hierauf sowie den Austausch von 
Daten zu ermöglichen. Für die Wissenschaftsgemeinde ist es wichtig, dass Daten, aus denen 
nicht auf die Identität Einzelner geschlossen werden kann, allen an der Auswertung solcher 
Daten Interessierten zur Verfügung stehen. 

(15) Die Umsetzung der nationalen Programme zur Erhebung und Verwaltung von Fischereidaten 
ist sehr kostenaufwändig. Der wirkliche Nutzen solcher Programme kommt aber nur auf 
Gemeinschaftsebene zum Tragen. Daher ist im Einklang mit der Verordnung (EG) 
Nr. 861/2006 des Rates vom 22. Mai 2006 über finanzielle Maßnahmen der Gemeinschaft 
zur Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik und im Bereich des Seerechts15 eine 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den Ausgaben der Mitgliedstaaten vorzusehen. 

(16) Stellt die Kommission im Zusammenhang mit den betreffenden Ausgaben 
Unregelmäßigkeiten fest, werden nach Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 
Finanzberichtigungen vorgenommen. 

(17) Das Fischereimanagement erfordert zur Klärung spezifischer Fragen die Verarbeitung 
detaillierter Daten. Bei der Zusammenstellung der benötigten Daten sollte in jedem Einzelfall 
die geeignete Aggregationsebene gewählt werden.  

(18) Die Kommission wird keine zentrale Datenbank einrichten, sollte aber Zugriff auf die 
Datenbanken der Mitgliedstaaten haben. 

(19) Zur Verbesserung und größeren Verlässlichkeit der wissenschaftlichen Gutachten, die zur 
Umsetzung der Gemeinsamen Fischereipolitik (nachstehend „GFP“) erforderlich sind, 
müssen die Mitgliedstaaten und die Kommission sich abstimmen und in den einschlägigen 
internationalen Wissenschaftsgremien zusammenarbeiten. 

(20) Es sollte vorrangig sichergestellt werden, dass in den Sachverständigengruppen, die die zur 
Durchführung der GFP erforderlichen wissenschaftlichen Abschätzungen vornehmen, die 
entsprechenden wissenschaftlichen Experten vertreten sind. 

                                                 
15 ABl. L 160 vom 14.6.2006, S. 1. 
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(21) Die Wissenschaftsgemeinde sollte zur Frage der Umsetzung der Datenerhebungsvorschriften 
konsultiert und die Vertreter der Fischwirtschaft und andere Interessengruppen hierüber 
informiert werden. Die einschlägigen Gremien zur Einholung der erforderlichen 
Stellungnahmen sind der mit Kommissionsbeschluss 2005/62916 eingesetzte STECF, der mit 
Kommissionsbeschluss 1999/478/EG17 eingesetzte Beratende Ausschuss für Fischerei und 
Aquakultur und die mit Ratsbeschluss 2004/585/EG18 eingerichteten Regionalbeiräte. 

(22) Es ist Aufgabe des Verwaltungsausschusses, die Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission zu stärken, um die ordnungsgemäße Durchführung 
dieser Verordnung zu unterstützen. Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen 
Maßnahmen sind nach Maßgabe des Ratsbeschlusses 1999/468/EG vom 28. Juni 1999 zur 
Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse19 zu erlassen. 

(23) Angesichts der bisherigen Erfahrungen und des festgestellten künftigen Bedarfs ist es 
angezeigt, die Verordnung (EG) Nr.1543/2000 des Rates aufzuheben und sie durch die 
vorliegende Verordnung zu ersetzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Kapitel I 
Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 
Gegenstand 

Diese Verordnung regelt  

(a) die Erhebung und Verwaltung im Rahmen mehrjähriger Programme von 
biologischen, umweltbezogenen, wirtschaftlichen und sozialen Daten über den 
Fischereisektor; 

(b) die Verwendung von Daten über den Fischereisektor im Rahmen der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (nachstehend „GFP“).  

2. Diese Verordnung enthält ferner Bestimmungen zur Verbesserung der wissenschaftlichen 
Gutachten, die zur Durchführung der GFP erforderlich sind. 

                                                 
16 ABl. L 225 vom 31.8.2005, S. 18. 
17 ABl. L 187 vom 20.7.1999, S. 70. Zuletzt geändert durch den Beschluss 2004/864/EG (ABl. L 370 vom 

17.12.2004, S. 91). 
18 ABl. L 256 vom 3.8.2004, S. 17. 
19 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S.23. 
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Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

(a) „Fischereisektor“ die gewerbliche Fischerei, die Sportfischerei, die Aquakultur sowie 
die Verarbeitung von Fischereierzeugnissen;  

(b) „Sportfischerei“ die Nutzung lebender aquatischer Ressourcen durch Fischfang als 
Hobby oder Sport;  

(c) „Meeresgebiete“ die in Anhang I des Ratsbeschlusses 2004/585/EG aufgelisteten 
geografischen Gebiete sowie die von regionalen Fischereiorganisationen 
eingerichteten Gebiete;  

(d) „Primärdaten“ Daten zu einzelnen Schiffen, natürlichen oder juristischen Personen 
oder einzelnen Stichproben; 

(e) „detaillierte Daten“ auf Primärdaten gestützte Daten, aus denen nicht auf die Identität 
natürlicher oder juristischer Personen geschlossen werden kann;  

(f) „aggregrierte Daten“ das Ergebnis der Zusammenstellung von Primärdaten oder 
detaillierten Daten für spezifische Analysezwecke; 

(g) „Endnutzer“ an der wissenschaftlichen Auswertung von Daten über den 
Fischereisektor interessierte natürliche oder juristische Personen oder Organisationen; 

(h) „flottenbezogene Stichproben“ die Erhebung biologischer, wirtschaftlicher und 
sozialer Daten auf der Grundlage vereinbarter regionaler Flottensegmente;  

(i) „Fischereifahrzeug der Gemeinschaft“ ein Schiff im Sinne von Artikel 3 Buchstabe d 
der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002. 
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Kapitel II 
Datenerhebung und Datenverwaltung im Rahmen mehrjähriger 

Programme 

ABSCHNITT 1 
GEMEINSCHAFTSPROGRAMM UND NATIONALE PROGRAMME 

Artikel 3 
Gemeinschaftsprogramm 

1. Die Kommission erstellt ein mehrjähriges Gemeinschaftsprogramm für die Erhebung von 
Bio-, Umwelt-, Wirtschafts- und Sozialdaten über  

(a) die gewerbliche Fischerei durch Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft in und 
außerhalb der Gemeinschaftsgewässer;  

(b) die Sportfischerei in Gemeinschaftsgewässern;  

(c) Aquakultur im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten und in Gemeinschaftsgewässern;  

(d) die Verarbeitung von Fischereierzeugnissen.  

2. Die Gemeinschaftsprogramme haben eine Laufzeit von jeweils drei Jahren. Der erste 
Zeitraum deckt die Jahre 2008 bis 2010 einschließlich ab.  

Artikel 4 
Nationale Programme 

1. Unbeschadet bereits bestehender Verpflichtungen zur Datenerhebung nach den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft erheben die Mitgliedstaaten im Rahmen eines nach 
Maßgabe des Gemeinschaftsprogramms erstellten mehrjährigen nationalen Programms 
(nachstehend das „nationale Programm“) Primärdaten in den Bereichen Biologie, Umwelt, 
Wirtschaft und Soziales.  

2. Das nationale Programm enthält insbesondere die nachstehenden Angaben gemäß den 
Anforderungen in Abschnitt 2: 

(a) nationale Stichprobenprogramme; 

(b) eine Beobachterregelung auf See, sofern erforderlich; 

(c) eine Regelung auf See durchgeführter Surveys. 
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3. Die Mitgliedstaaten beschreiben in ihren nationalen Programmen die Verfahren und 
Methoden zur Erfassung und Auswertung der Daten sowie zur Abschätzung ihrer 
Richtigkeit und Genauigkeit. 

4. Die Mitgliedstaaten legen der Kommission ihre nationalen Programme zur Genehmigung 
vor. Die Programme werden elektronischen an die von der Kommission vorgegebene 
Adresse übermittelt. 

5. Um möglichen Vereinbarungen auf regionaler Ebene Rechnung zu tragen, können die 
Mitgliedstaaten während der Programmlaufzeit Änderungen zu ihren nationalen 
Programmen mitteilen. Solche Änderungen werden der Kommission mindestens zwei 
Monate vor dem Jahr der Durchführung mitgeteilt.  

6. Das erste nationale Programm bezieht sich auf die Tätigkeiten in den Jahren 2008 bis 2010 
einschließlich. 

Artikel 5 
Koordination und Zusammenarbeit 

1. Die Mitgliedstaaten koordinieren ihre nationalen Programme mit anderen Mitgliedstaaten in 
demselben Meeresgebiet und treffen alle erforderlichen Vorkehrungen, um ihre 
Maßnahmen mit Drittländern abzustimmen, die in demselben Meeresgebiet über ihrer 
Hoheit oder Gerichtsbarkeit unterstellte Gewässer verfügen.  

2. Die Mitgliedstaaten stützen sich, soweit möglich, auf bestehende 
Datenerhebungsprogramme und -tätigkeiten, um langfristige, integrierte regionale 
Stichprobenprogramme zu entwickeln. 

3. Die Mitgliedstaaten arbeiten nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 untereinander und mit 
Drittländern ebenfalls zusammen, wenn die Bewirtschaftung bestimmter Arten in 
Binnengewässern durch Gemeinschaftsvorschriften geregelt wird. 

Artikel 6 
Bewertung und Genehmigung der nationalen Programme 

1. Der Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschuss für Fischerei (STECF) bewertet 

(a) die Übereinstimmung der nationalen Programme und etwaiger Änderungen dazu mit 
der vorliegenden Verordnung sowie 

(b) die wissenschaftliche Relevanz der zu erhebenden Daten.  
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2. Stellt der STECF fest, dass ein nationales Programm die Anforderungen dieser Verordnung 
nicht erfüllt oder wissenschaftlich nicht relevant ist, setzt die Kommission den betreffenden 
Mitgliedstaat hiervon unverzüglich in Kenntnis und schlägt Änderungen zu besagtem 
Programm vor. Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Kommission hierauf ein 
überarbeitetes nationales Programm.  

3. Die Kommission genehmigt die nationalen Programme auf der Grundlage der Bewertung 
durch den STECF sowie der von ihren Dienststellen vorgenommenen Kostenabschätzung. 

Artikel 7 
Finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft 

1. Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft zu den nationalen Programmen wird nach 
Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 abgewickelt. 

2. Die in Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 genannten Basisdaten beziehen sich nur 
auf die Teile der nationalen Programme, die der Umsetzung des Gemeinschaftsprogramms 
dienen.  

3. Eine finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft für die nationalen Programme wird nur 
gewährt, wenn die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung vollständig eingehalten 
werden.  

4. Die Kommission kann, nachdem den betreffenden Mitgliedstaaten Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben wurde, die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft in den 
nachstehenden Fällen um bis zu 25 % der Gesamtjahreskosten eines nationalen Programms 
kürzen:  

(a) wenn das nationale Programm der Kommission nicht fristgerecht übermittelt wird; 

(b) wenn das nationale Programm unvollständig ist;  

(c) wenn von einem Endnutzer offiziell angeforderte Daten besagtem Endnutzer nicht 
rechtzeitig geliefert werden. 

5. Die Kommission kann die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft aussetzen und/oder 
wiedereinziehen, wenn die Bewertung durch den STECF gemäß Artikel 6 ergibt, dass die 
Daten nicht den Qualitätsnormen vergleichbarer regionaler und internationaler 
Anforderungen genügen.  

6. Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft wird in einem Umfang gekürzt, der dem 
Ausmaß der Nichtbeachtung bestehender Auflagen entspricht, und die Abzüge werden 
zeitlich gestaffelt.  
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ABSCHNITT 2 
ANFORDERUNGEN AN DIE DATENERHEBUNG 

Artikel 8 
Stichprobenprogramme 

1. Die Mitgliedstaaten erstellen mehrjährige nationale Stichprobenprogramme. 

2. Die nationalen Stichprobenprogramme umfassen insbesondere: 

(a) einen Stichprobenplan für die Erhebung biologischer Daten auf der Grundlage 
einzelner Fangflotten, gegebenenfalls einschließlich der Sportfischerei;  

(b) einen Stichprobenplan für die Erhebung von Ökosystemdaten, anhand deren sich die 
Wechselbeziehungen zwischen den Arten und die Folgen der Fischerei für die 
Umwelt einschätzen lassen und ein Beitrag zur Überwachung des Zustands der 
Meeresumwelt geleistet werden kann; 

(c) einen Stichprobenplan für die Erhebung von Wirtschafts- und Sozialdaten, anhand 
deren sich die wirtschaftliche Situation des Fischereisektors einschätzen und seine 
Entwicklung analysieren lässt sowie Folgenabschätzungen für ergriffene oder 
vorgeschlagene Maßnahmen durchgeführt werden können. 

3. Die Protokolle und Methoden zur Erstellung nationaler Stichprobenprogramme sind 
möglichst 

(a) über die gesamte Laufzeit konstant; 

(b) regional vereinheitlicht; und 

(c) sie entsprechen den Qualitätsnormen, die von internationalen wissenschaftlichen 
Gremien und den einschlägigen regionalen Fischereiorganisationen aufgestellt 
wurden. 

4. Richtigkeit und Genauigkeit der erhobenen Daten werden regelmäßig eingeschätzt. 

Artikel 9 
Zugang zu Beprobungszwecken 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Prüfer zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben Zugang 
haben zu 

(a) allen Anlandungen sowie gegebenenfalls Umladungen auf andere Schiffe und 
Weitertransporten an Aquakulturanlagen;  

(b) Geschäftsräumlichkeiten für die Erhebung von Wirtschaftsdaten.  
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Artikel 10 
Beobachter auf See 

1. Ist dies für die Erhebung von Daten im Rahmen der nationalen Programme erforderlich, so 
werden von den Mitgliedstaaten Programme für den Einsatz von Beobachtern auf See 
erstellt und durchgeführt. 

2. Die Aufgaben der Beobachter auf See werden von den Mitgliedstaaten festgelegt. 

3. Die Kapitäne der Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft gestatten die Einschiffung der 
Beobachter, die von der für das nationale Programm zuständigen Stelle ernannt werden, und 
unterstützen diese bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben an Bord. 

4. Die Kapitäne der Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft können lediglich aus Gründen eines 
offensichtlichen Platzmangels an Bord oder aus Sicherheitsgründen ablehnen, Beobachter 
an Bord zu nehmen. In solchen Fällen führt die Besatzung des Fischereifahrzeugs der 
Gemeinschaft zur Datenerhebung ein eigenes Probenahmeprogramm durch, das von der für 
das nationale Programm zuständigen Stelle entworfen und überwacht wird. 

Artikel 11 
Surveys auf See 

1. Die Mitgliedstaaten führen auf See wissenschaftliche Surveys durch, um Größe und 
Verteilung der Bestände unabhängig von den Daten aus der gewerblichen Fischerei zu 
beurteilen und die Umweltfolgen der Fangtätigkeit einzuschätzen. 

2. Das Verzeichnis der wissenschaftlichen Surveys auf See, die für eine finanzielle 
Unterstützung der Gemeinschaft in Betracht kommen, wird nach dem Verfahren des 
Artikels 26 Absatz 2 angenommen.  

Kapitel III 
Verwaltung der Daten 

Artikel 12 
Datenlagerung 

Die Mitgliedstaaten 

(a) stellen sicher, dass im Rahmen der nationalen Programme erhobene Primärdaten 
sicher in elektronischen Datenbanken gelagert werden, und treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um die vertrauliche Behandlung dieser Daten zu gewährleisten; 
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(b) treffen alle erforderlichen technischen Vorkehrungen, um diese Daten gegen 
unabsichtliche oder unerlaubte Zerstörung, unabsichtlichen Verlust, 
Qualitätsminderung, Weitergabe oder unbefugtes Abrufen zu schützen. 

Artikel 13 
Datenqualitätskontrolle und Validierung 

1. Die Mitgliedstaaten sind zuständig für die Qualität und Vollständigkeit der im Rahmen der 
nationalen Programme erhobenen Primärdaten sowie der hieraus gewonnenen detaillierten 
und aggregierten Daten, die an die Endnutzer übertragen werden.  

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 

(a) die im Rahmen der nationalen Programme erhobenen Primärdaten mittels geeigneter 
Qualitätskontrollverfahren ordentlich auf Fehler geprüft werden;  

(b) detaillierte und aggregierte Daten, die aus den im Rahmen der nationalen Programme 
erhobenen Primärdaten gewonnen werden, vor ihrer Übertragung an die Endnutzer 
validiert werden;  

(c) die auf Primärdaten, detaillierte Daten und aggregierte Daten gemäß Buchstaben a 
und b angewandten Qualitätssicherungsverfahren im Einklang mit den Verfahren 
entwickelt werden, die von internationalen wissenschaftlichen Gremien, regionalen 
Fischereiorganisationen und dem STECF angenommen wurden.  

Kapitel IV 
Verwendung der Daten im Rahmen der GFP 

Artikel 14 
Betroffene Daten 

Unbeschadet der Verpflichtungen gemäß Richtlinie 2003/4/EG hinsichtlich des Zugangs zu 
Umweltinformationen gelten die Bestimmungen dieses Kapitels für  

(a) alle im Rahmen der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/1993, (EG) Nr. 779/1997, (EG) 
Nr. 104/2000, (EG) Nr. 2347/2002, (EG) Nr. 1954/2003, (EG) Nr. 812/2004 
erhobenen Daten; 

(b) im Rahmen der vorliegenden Verordnung: 

(i) Daten über die Tätigkeit von Schiffen auf der Grundlage von Informationen 
über Satellitenüberwachung oder andere Überwachungssysteme in 
vorgeschriebenem Format;  
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(ii) Daten, die eine zuverlässige Schätzung der Gesamtfänge aus einem Bestand 
nach Fischereifahrzeugen, geografischen Gebieten und Fangzeiten erlauben, 
einschließlich Rückwürfen, sowie gegebenenfalls Daten über Fänge in der 
Sportfischerei; 

(iii) alle zur Überwachung des Zustands befischter Bestände erforderlichen 
biologischen Daten; 

(iv) erforderliche Ökosystemdaten zur Abschätzung der Umweltfolgen von 
Fischfang und Aquakultur; 

(v) Daten zur Beurteilung von Wechselbeziehungen zwischen Arten; 

(vi) Wirtschafts- und Sozialdaten zu den Fangflotten und der 
Verarbeitungsindustrie. 

Artikel 15 
Zugriff auf und Übertragung von Primärdaten 

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Kommission direkten elektronischen 
Zugriff auf die in die nationalen elektronischen Datenbanken eingegebenen Primärdaten 
hat, um sich von der Speicherung dieser Daten zu überzeugen. 

2. Unbeschadet der Verpflichtungen aus anderen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 
schließen die Mitgliedstaaten mit der Kommission Verträge über den Computerzugang, um 
direkten Zugriff auf ihre Datenbanken zu gewährleisten.  

3. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die im Rahmen von Surveys auf See 
erhobenen Primärdaten im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten an internationale Wissenschaftsorganisationen und 
die zuständigen Wissenschaftsgremien regionaler Fischereiorganisationen übertragen 
werden. 

Artikel 16 
Verarbeitung der Daten 

1. Die Mitgliedstaaten bereiten die Primärdaten im Einklang mit  

(a) einschlägigen internationalen Standards; 

(b) gegebenenfalls auf regionaler Ebene vereinbarten Protokollen 

auf zu Datensätzen detaillierter oder aggregierter Daten. 
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2. Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Endnutzer und der Kommission bei Bedarf eine 
Beschreibung der Methoden zur Aufbereitung der angeforderten Daten sowie deren 
statistischen Merkmale. 

Artikel 17 

Übertragung detaillierter und aggregierter Daten 

Die Mitgliedstaaten stellen den Endnutzern detaillierte und aggregierte Daten zur Unterstützung 
wissenschaftlicher Analysen zur Verfügung: 

(a) als Grundlage für Empfehlungen im Fischereimanagement; 

(b) im Interesse öffentlicher Diskussionen und der Mitwirkung der Akteure an der 
Gestaltung der Politik; 

(c) zur Veröffentlichung in Forschungsmagazinen oder zu Schulungszwecken. 

Artikel 18 
Vorlage detaillierter und aggregierter Daten 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass den einschlägigen internationalen 
Wissenschaftsorganisationen und den zuständigen Wissenschaftsgremien regionaler 
Fischereiorganisationen nach Maßgabe der internationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft und 
der Mitgliedstaaten alle einschlägigen detaillierten und aggregierten Daten unverzüglich zugeleitet 
werden. 

Artikel 19 
Verfahren der Datenübertragung  

1. Die Mitgliedstaaten übertragen detaillierte und aggregierte Daten in einem sicheren 
elektronischen Format. 

2. Bei der Anforderung von detaillierten und aggregierten Daten zur Veröffentlichung in 
Forschungsmagazinen oder zu Schulungszwecken können die Mitgliedstaaten zum Schutz 
der Berufsinteressen der Datenlieferanten die Übertragung der Daten an die Endnutzer für 
zwei Jahre nach dem Zeitpunkt der Datenerhebung zurückhalten. Die Mitgliedstaaten 
unterrichten die Endnutzer und die Kommission von derartigen Entscheidungen. In 
ordnungsgemäß begründeten Fällen kann die Kommission eine Verlängerung dieses 
Zeitraums genehmigen. 
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3. Die Mitgliedstaaten dürfen die Übertragung relevanter detaillierter und aggregierter Daten 
nur dann ablehnen,  

(a) wenn aus diesen Daten auf die Identität einzelner natürlicher und/oder juristischer 
Personen geschlossen werden könnte; in diesem Fall kann der Mitgliedstaat 
Alternativen vorschlagen, um den Anforderungen des Endnutzers gerecht zu werden 
und gleichzeitig Anonymität zu gewährleisten; 

(b) in den in Artikel 21 Absatz 2 genannten Fällen. 

4. Werden von anderen Endnutzern als einschlägigen internationalen 
Wissenschaftsorganisationen und zuständigen Wissenschaftsgremien regionaler 
Fischereiorganisationen andere Daten angefordert als die internationalen 
Wissenschaftsorganisationen und den zuständigen Wissenschaftsgremien regionaler 
Fischereiorganisationen automatisch gelieferten Daten, so können die Mitgliedstaaten 
diesen Endnutzern die tatsächlichen Kosten der Datenextraktion sowie, falls angefordert, 
der Aggregation dieser Daten vor ihrer Übertragung in Rechnung stellen. 

Artikel 20 
Überprüfung eines abgelehnten Antrags auf Datenübertragung  

1. Lehnt es ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 19 Absatz 3 Buchstabe a ab, Daten zur Verfügung 
zu stellen, so kann der Endnutzer die Kommission ersuchen, diese Ablehnung zu 
überprüfen. Stellt die Kommission fest, dass es für die Ablehnung keine ausreichenden 
Gründe gab, so kann sie vom Mitgliedstaat verlangen, dem Endnutzer die betreffenden 
Daten innerhalb einer bestimmten Frist zu übermitteln. 

2. Falls es der Mitgliedstaat versäumt, besagte Daten binnen längstens zwei Monaten zu 
übermitteln, gilt Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe c. 

Artikel 21 
Pflichten der Endnutzer 

1. Die Datenendnutzer 

(a) verwenden die Daten ausschließlich für den in ihrer Anfrage genannten Zweck gemäß 
Artikel 17; 

(b) geben die Datenquellen ordnungsgemäß an; 

(c) sind verantwortlich für eine korrekte und angemessene Verwendung der Daten; 

(d) unterrichten die Kommission und die beteiligten Mitgliedstaaten über vermutete 
Probleme mit den Daten; 
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(e) verweisen die beteiligten Mitgliedstaaten und die Kommission auf die Ergebnisse, die 
unter Verwendung der Daten erzielt wurden. 

2. Kommt ein Endnutzer einer der Verpflichtungen nach Absatz 1 nicht nach, so kann die 
Kommission von dem betreffenden Mitgliedstaat verlangen, dass diesem Endnutzer nur 
noch ein begrenzter oder gar kein Datenzugriff mehr eingeräumt wird. 

3. Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission über Versäumnisse von Endnutzern, 
bevor sie den Datenzugriff einschränken oder verweigern. 

Kapitel V 
Unterstützung wissenschaftlicher Gutachten 

Artikel 22 
Teilnahme an Sitzungen internationaler Gremien 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass ihre nationalen Sachverständigen an den einschlägigen 
Sitzungen internationaler Gremien und regionaler Fischereiorganisationen teilnehmen.  

Artikel 23 
Koordination und Zusammenarbeit  

1. Die Mitgliedstaaten und die Kommission koordinieren ihre Bemühungen und arbeiten 
zusammen, um die Zuverlässigkeit wissenschaftlicher Gutachten sowie die 
Arbeitsprogramme und die Arbeitsmethoden internationaler Wissenschaftsgremien und der 
Wissenschaftsgremien regionaler Fischereiorganisationen weiter zu verbessern. 

2. Diese Koordinierung und Zusammenarbeit lässt die offene wissenschaftliche Debatte 
unberührt und hat die Förderung unabhängiger wissenschaftlicher Gutachten zum Ziel.  

Kapitel VI 
Schlussbestimmungen 

Artikel 24 
Durchführungsmaßnahmen 

Die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung dieser Verordnung werden nach dem Verfahren 
des Artikels 26 Absatz 2 erlassen. 
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Artikel 25 
Monitoring  

Zusammen mit dem STECF überwacht die Kommission den Stand der Durchführung der nationalen 
Programme in dem mit Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 eingesetzten Ausschuss für 
Fischerei und Aquakultur (nachstehend „Ausschuss“). 

Artikel 26 
Ausschuss  

1. Die Kommission wird von dem mit Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 
eingesetzten Ausschuss unterstützt.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 4 und 7 des Beschlusses 
1999/468/EG. 

3. Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG wird auf einen Monat 
festgesetzt. 

4. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 27 
Aufhebung 

1. Die Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 des Rates wird zum 1. Januar 2008 aufgehoben. Für 
nationale Programme allerdings, die vor dem 31. Dezember 2007 genehmigt wurden, 
bleiben die aufgehobenen Bestimmungen weiterhin gültig. 

2. Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die 
vorliegende Verordnung und sind nach der Vergleichstabelle im Anhang zu lesen. 

Artikel 28 
Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt nach dem siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am  

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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Anhang 

Vergleichstabelle 

Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 vorgeschlagene Verordnung 
Artikel 1 Artikel 1 
Artikel 2 Artikel 2 
Artikel 3 Artikel 3, 4, 5 
Artikel 4 Artikel 14 
Artikel 5 Artikel 3, 24 
Artikel 6 Artikel 4, 7 
Artikel 7 Artikel 12, 17 
Artikel 8 Artikel 24, 25 
Artikel 9 Artikel 26 
Artikel 10  Artikel 25 
Artikel 11 Artikel 28 
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FINANZBOGEN 

1. BEZEICHNUNG DES VORSCHLAGS: 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Rahmenregelung für die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischereisektor 
und Unterstützung wissenschaftlicher Gutachten zur Durchführung der Gemeinsamen 
Fischereipolitik 

2. ABM/ABB-RAHMEN 

 11 07: Erhaltung, Bewirtschaftung und Nutzung der lebenden aquatischen Ressourcen; 

3. HAUSHALTSLINIEN 

3.1 Haushaltslinien (operative Linien sowie Linien für entsprechende technische und 
administrative Unterstützung (vormalige BA-Linien)), mit Bezeichnung: 

11 01 04 03: Unterstützung für die Bewirtschaftung der Fischbestände (systematische 
Sammlung der Grunddaten und Verbesserung der wissenschaftlichen Gutachten) — 
Verwaltungsausgaben 

11 07 01: Unterstützung für die Bewirtschaftung der Fischbestände (Sammlung der 
Grunddaten) 

11 07 02: Unterstützung für die Bewirtschaftung der Fischbestände (Verbesserung der 
wissenschaftlichen Gutachten) 

3.2 Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen 

2009 - 2013 

3.3 Haushaltstechnische Merkmale (erforderlichenfalls sind weitere Zeilen anzufügen): 

Haushaltslinie Art der Ausgaben Neu EFTA-Beitrag Beiträge von 
Bewerberländern 

Rubrik der 
finanziellen 
Vorausschau 

11010403 NOA NGM20
Nein Nein Nein Nr. 2 

110701 NOA GM21
Nein Nein Nein Nr. 2 

110702 NOA GM2 Nein Nein Nein Nr. 2 

                                                 
20 Nicht getrennte Mittel, nachstehend NGM. 
21 Getrennte Mittel. 
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4. RESSOURCEN IM ÜBERBLICK 

4.1 Mittelbedarf 

4.2 Überblick über die erforderlichen Verpflichtungsermächtigungen (VE) und 
Zahlungsermächtigungen (ZE) 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Art der Ausgaben Ab-
schnitt  2009 2010 2011 2012 2013 Insge-

samt 

Operative Ausgaben22        

Verpflichtungs-
ermächtigungen (VE) 8.1 a 54,415 59,365 59,365 61,839 64,315 299,299 

Zahlungs-
ermächtigungen (ZE) 

 b 52,745 57,226 59,365 60,777 63,252 293,365 

Im Höchstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben23

Technische und 
administrative 
Unterstützung (NGM) 

8.2.4 c 
 

0,100 

 

0,250 

 

0,100 

 

0,100 

 

0,100 

 

0,650 

HÖCHSTBETRAG       

Verpflichtungs-
ermächtigungen 

 a+c 54,515 59,615 59,465 61,939 64,415 299,949 

Zahlungs-
ermächtigungen 

 b+c 52,845 57,476 59,465 60,877 63,352 294,015 

Im Höchstbetrag nicht enthaltene Verwaltungsausgaben24

Personal- und 
Nebenkosten (NGM) 8.2.5 d 1,018 1,018 1,018 1,018 1,018 5,090 

Sonstige im 
Höchstbetrag nicht 
enthaltene 
Verwaltungskosten, 
außer 
Personalausgaben und 
Nebenkosten (NGM) 

8.2.6 e 

 

0,150 

 

0,150 

 

0,150 

 

0,150 

 

0,150 

 

0,750 

                                                 
22 Ausgaben, die nicht unter Kapitel 11 01 des betreffenden Titels 11 fallen. 
23 Ausgaben, die unter Artikel 11 01 04 des Titels 11 fallen. 
24 Ausgaben, die unter Kapitel 11 01 fallen, außer solche bei Artikel 11 01 04 oder 11 01 05.  
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Geschätzte Gesamtkosten für die Finanzierung der Maßnahme 

VE insgesamt, 
einschließlich 
Personalkosten 

 a+c+
d+e 

55,683 60,783 60,633 63,107 65,583 305,789 

ZE insgesamt, 
einschließlich 
Personalkosten 

 b+c+
d+e 

54,013 58,644 60,633 62,045 64,520 299,855 

 

Die Zahlungsermächtigungen wurden auf der Grundlage folgender Annahmen geschätzt:  

ZE Datenerhebung = 50 % VE Jahr n + 50 % VE Jahr n-1 

ZE Studien = 80 % VE Jahr n + 20 % VE Jahr n-1 

ZE Wissenschaftliche Gutachten = 80 % VE Jahr n + 20 % VE Jahr n-1 

Angaben zur Kofinanzierung 

Sieht der Vorschlag eine Kofinanzierung durch die Mitgliedstaaten oder sonstige Einrichtungen vor 
(bitte auflisten), so ist in der nachstehenden Tabelle die voraussichtliche Höhe der entsprechenden 
Beiträge anzugeben (beteiligen sich mehrere Einrichtungen an der Kofinanzierung, so können Zeilen 
in die Tabelle eingefügt werden): 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Kofinanzierung durch  2009 2010 2011 2012 2013 Insge-
samt 

50 % der einzelstaatlichen 
Programme werden von 
Mitgliedstaaten finanziert 

f 
41,535 45,364 45,364 47,254 49,146 228,663 

ZE INSGESAMT, 
einschließlich Kofinanzierung 

a+c+d+
e+f 

97,218 106,147 105,997 110,361 114,729 534,452 

4.1.2 Vereinbarkeit mit der Finanzplanung 

 Der Vorschlag ist mit der derzeitigen Finanzplanung vereinbar. 

 Der Vorschlag macht eine Anpassung der betreffenden Rubrik des mehrjährigen 
Finanzrahmens erforderlich. 

 Der Vorschlag erfordert möglicherweise eine Anwendung der Interinstitutionellen 
Vereinbarung25 (z. B. Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments oder Änderung 
des mehrjährigen Finanzrahmens).  

                                                 
25 Siehe Nummer 19 und 24 der Interinstitutionellen Vereinbarung. 
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4.1.3 Finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen 

 Der Vorschlag hat keine finanziellen Auswirkungen auf die Einnahmen. 

 Folgende finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen sind zu erwarten: 

in Mio. EUR (1 Dezimalstelle) 

  Stand nach der Maßnahme 

Haushalts-
linie 

Einnahmen 

Stand 
vor der 
Maß-
nahme 
[Jahr n-

1] 
[Jahr 

n] 
[n+1] [n+2] [n+3

] 
[n+4] [n+5]26

a) Einnahmen nominal         

b) Veränderung  ∆       

(Beschreibung für jede einzelne Einnahmenlinie; falls sich die Auswirkungen auf 
mehrere Linien erstrecken, ist die Tabelle um die entsprechende Zeilenzahl zu 
verlängern). 

4.2 Personalbedarf (Vollzeitäquivalent - Beamte, Zeitbedienstete und externes Personal) - 
Einzelheiten hierzu siehe Abschnitt 8.2.1. 

Jährlicher Bedarf 2009 2010 2011 2012 2013 

Personalbedarf 
insgesamt 

8,7 8,7 8,7 8,7 8,7 

5. MERKMALE UND ZIELE 

5.1 Kurz- oder längerfristig zu deckender Bedarf: 

Ziel des Kommissionsvorschlags für eine neue Verordnung des Rates über die Erhebung von Daten 
im Fischereisektor ist die Ausarbeitung langfristiger, integrierter regionaler Stichprobenprogramme, 
die biologische, wirtschaftliche, umweltbezogene und soziale Daten abdecken. Mit der 
überarbeiteten Verordnung über die Datenerhebung soll auf neue Anforderungen reagiert werden, 
die sich aus der Notwendigkeit ergeben, zu einem erweiterten Fischereimanagement (einem stärker 
flotten- und gebietsbezogenen Management statt der bisherigen Bestandsbewirtschaftung) und einem 
ökosystemorientierten Ansatz im Fischereimanagement überzugehen. Eine wichtige Neuerung des 
Vorschlags ist die Einführung der Sammlung von Umweltdaten, die vorrangig dazu diesen sollen, 
die Auswirkung der Fischereitätigkeit auf das marine Ökosystem zu überwachen. 

                                                 
26 Wenn die Dauer der Maßnahme mehr als 6 Jahre beträgt, sind weitere Spalten anzufügen. 
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Das neue Datenerhebungssystem deckt den gesamten Prozess ab und reicht von der eigentlichen 
Erhebung der Daten bis zu ihrer Verwendung hauptsächlich durch Wissenschaftler und beratende 
Gremien. 

Die Kontrolle der Qualität der Daten und ihre Validierung sind sehr wichtig. Die Kommission ist der 
Auffassung, dass der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft an die Durchführung der 
Qualitätskontrolle und die Einhaltung der festgelegten Qualitätsstandards geknüpft werden sollte. 
Sie hat daher Finanzberichtigungen eingeführt, die vorgenommen werden, wenn die 
einzelstaatlichen Programme nicht den Vorschriften entsprechen oder von schlechter Qualität sind. 

Große Bedeutung wurde auch der Verbesserung des Zugangs zu Daten und ihrer Verwendung 
beigemessen, einschließlich des Zugangs zu zusätzlichen Datensätzen wie denen der satelliten-
gestützten Schiffsüberwachung (VMS). Hierzu wurden neue Regeln festgelegt. Außerdem wurden 
Regeln für die Verwendung der Daten aufgestellt, um die Interessen der Datenlieferanten zu 
schützen. 

Die Vereinfachung der Verfahren ist ein wichtiges Ziel, da die einzelstaatlichen Programme künftig 
für drei Jahre aufgestellt werden. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch die Möglichkeit haben, 
erforderlichenfalls Änderungen vorzunehmen (z. B. um der zunehmenden internationalen Koordinie-
rung Rechnung zu tragen). Mehrjährige Planungszeiträume verringern den Verwaltungsaufwand für 
alle Beteiligten. 

5.2 Durch die Gemeinschaftsintervention bedingter Mehrwert, Kohärenz des Vorschlags mit 
anderen Finanzinstrumenten sowie mögliche Synergieeffekte: 

Dieser neue Vorschlag für die Datenerhebung und für wissenschaftliche Gutachten ist fester 
Bestandteil der Gemeinsamen Fischereipolitik und daher in Rubrik 2 der neuen finanziellen 
Vorausschau enthalten. Er ist unverzichtbar für die Durchführung einer wirksamen Politik 
für die nachhaltige Bewirtschaftung der Fischereiressourcen, die unter die ausschließliche 
Zuständigkeit der Gemeinschaft fällt. Er geht zurück auf die Beschlüsse, die der Rat im 
Dezember 2002 im Rahmen der GFP-Reform gefasst hat. 

5.3 Ziele, erwartete Ergebnisse und entsprechende Indikatoren im Rahmen der ABM-Methodik: 

Die GD FISH hat keine Änderungen der bestehenden Ziele, Grundsätze und Regeln für die 
Entscheidungsfindung auf dem durch die Gemeinschaftsfinanzierung unterstützten Gebiet 
vorgesehen. Diese Elemente werden im Rahmen der finanziellen Vorausschau festgelegt. 
Die möglichen politischen Optionen wurden bereits im Rahmen der GFP-Reform im Jahr 
2002 in Erwägung gezogen. 

Die bisherige Finanzierung muss jedoch ausgeweitet werden, um die in der GFP-Reform 
vorgesehene nachhaltige Bewirtschaftung der Fischereiressourcen sicherzustellen. 
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5.3.1. Die Aufstockung der Haushaltsmittel im Bereich der Datenerhebung ist darauf 
zurückzuführen, dass die derzeitigen Programme durch die Aufnahme von Umweltdaten 
über die Auswirkungen der Fischerei auf das marine Ökosystem erweitert werden müssen. 
Die bevorstehende Erweiterung bedeutet, dass die GFP in einem ganz neuen Gebiet 
angewandt werden muss: dem Schwarzem Meer. Hierzu muss die Gemeinschaft zusätzliche 
Bemühungen unternehmen und Hilfe leisten (eine Aufstockung in Höhe von 4 Mio. EUR 
bis 2013 ist vorgesehen). 

Außerdem ist es wichtig, mehr Umwelt- und Wirtschaftsdaten zu erheben, damit den 
sozioökonomischen Auswirkungen der Managemententscheidungen besser Rechnung 
getragen werden kann (eine schrittweise Anhebung zur Abdeckung dieser Ausgaben bis 
10 Mio. EUR im Jahr 2013 ist vorgesehen). 

Die stärkere Integration der Umweltbelange und die Anwendung eines ökosystem-
orientierten Ansatzes erfordern die Erhebung neuer Daten, z. B. durch Probenahme-
programme zur Abschätzung von Beifängen und Rückwürfen. Im letztgenannten Fall sind 
äußerst kostspielige Probenahmeprogramme mit Beobachtern an Bord der Schiffe 
notwendig (eine schrittweise Erhöhung bis 5 Mio. EUR ist vorgesehen). 

Ziel: 

Gewährleistung der Umsetzung und Verbesserung des Rechtsrahmens für die Erhebung 
grundlegender Fischereidaten mit dem Ziel, eine solide wissenschaftliche Grundlage für die 
Umsetzung der GFP zu schaffen und eine langfristige Überwachung der Auswirkungen der 
Bewirtschaftungsmaßnahmen auf die Fischbestände und die Meeresumwelt sowie eine 
Bewertung der wirtschaftlichen Leistung des Fischereisektors sicherzustellen. 

Indikatoren: 

• Verbesserungen bei Menge und Qualität der Schätzungen der Fischbestände in Bezug 
auf die Auswirkung der Fischerei auf die Meeresumwelt sowie sozioökonomische 
Aspekte 

• Ausarbeitung regional koordinierter Programme für die Datenerhebung mit Einsatz der 
regionalen Beiräte 

• Grad der Einhaltung der Finanz- und Verwaltungsvorschriften, einschließlich Fristen für 
die Erfüllung von Verpflichtungen und Zahlungen. 

Erwartete Ergebnisse: 

• Bessere Strategien für das Fischereimanagement (flotten- und gebietsbezogen statt auf 
Fischbestände bezogen) 

• Förderung der Umstellung auf einen ökosystemorientierten Ansatz im 
Fischereimanagement 
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• Förderung einer stärkeren regionalen Ausrichtung im Fischereimanagement 

• Verbesserungen bei Qualität und Validierung der im Fischereimanagement verwendeten 
Daten 

• Verbesserungen bei Zugang zu Daten und Datenaustausch 

• Vereinfachung des Rahmens für die Datenerhebung. 

5.3.2 Was die wissenschaftlichen Gutachten betrifft, so wurde mit der GFP-Reform die gemischte 
Fischerei im Gegensatz zu einem bestandsbezogenen Ansatz stärker in den Vordergrund 
gerückt. Dies hat dazu geführt, dass wesentlich mehr Fischereigutachten erforderlich sind. 

Die Maßnahme wird erst ab 2007 mit der Verstärkung des Wissenschafts-, Technik- und 
Wirtschaftsausschuss für Fischerei (STECF), der Konsultation unabhängiger 
Sachverständiger für spezifische Fragen und dem Abschluss von Verträgen mit nationalen 
Forschungsinstituten in vollem Umfang umgesetzt werden. 

Ziele 

• Spezifische Studien in den mit der Entscheidung 2000/439/EG des Rates festgelegten 
Tätigkeitsbereichen 

• Auf der Grundlage von Konsultationen mit den MS und Interessenträgern 
Vereinbarungen über einen neuen Beratungszyklus mit früheren Gutachten. 

Indikatoren 

• Verbesserungen der Qualität der wissenschaftlichen Gutachten in Bezug auf die 
Auswirkungen der Fischerei auf die Meeresumwelt sowie sozioökonomische Aspekte 

• Gutachten für eine größere Anzahl Bestände 

• Grad der Einhaltung der Finanz- und Verwaltungsvorschriften, einschließlich Fristen für 
die Erfüllung von Verpflichtungen und Zahlungen 

Erwartete Ergebnisse 

• Verbesserung der wissenschaftlichen Grundlagen bei Folgenabschätzungen zu 
Vorschlägen durch besseres Verständnis der ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Aspekte der Fischerei 

• Förderung der Umstellung auf einen ökosystemorientierten Ansatz im 
Fischereimanagement 
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5.4 Durchführungsmodalitäten (indikative Angaben): 

Nachstehend ist darzulegen, welche Methode(n)27 für die praktische Durchführung der Maßnahme 
gewählt wurde(n): 

 Zentrale Verwaltung 

 direkt durch die Kommission 

 indirekt im Wege der Befugnisübertragung an: 

Exekutivagenturen 

die von den Gemeinschaften geschaffenen Einrichtungen im Sinne von Artikel 185 der 
Haushaltsordnung 

einzelstaatliche öffentliche Einrichtungen bzw. privatrechtliche Einrichtungen, die im 
öffentlichen Auftrag tätig werden 

 Geteilte oder dezentrale Verwaltung 

  mit Mitgliedstaaten 

  mit Drittländern 

 Gemeinsame Verwaltung mit internationalen Organisationen (bitte auflisten) 

6. ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG 

6.1 Überwachungssystem 

Die im Rahmen dieser Verordnung finanzierten Maßnahmen werden regelmäßig überwacht. 
Die Kommission sorgt für eine regelmäßige, unabhängige und externe Bewertung der 
finanzierten Maßnahmen. 

6.2 Bewertung 

6.2.1 Folgenabschätzung 

Der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 (für den Zeitraum 2007-2013) war eine Folgen-
abschätzung beigefügt, die auf der im Rahmen der GFP-Reform durchgeführten 
gründlichen Analyse basierte. Mit dieser Verordnung sollte die Rechtsgrundlage für die 
Fortsetzung der Gemeinschaftsfinanzierung zur Förderung der Ziele der Gemeinsamen 
Fischereipolitik in den Bereichen Bestanderhaltung, Datenerhebung und wissenschaftliche 
Gutachten über den 31. Dezember 2006 hinaus geschaffen werden. Ein weiteres Ziel war  

                                                 
27 Bei Angabe mehrerer Methoden ist dies in diesem Abschnitt unter „Bemerkungen” zu erläutern. 
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die Schaffung eines transparenten, klaren und einfachen Rahmens für die Durchführung der 
Finanzinterventionen der Gemeinschaft. 

6.3.1 Modalitäten und Periodizität der vorgesehenen Bewertungen: 

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat 

• bis spätestens 31. März einen Zwischenbericht mit der Evaluierung der erzielten Ergebnisse und 
über qualitative und quantitative Aspekte der Durchführung der im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierten Maßnahmen; 

• bis spätestens 30. August 2012 eine Mitteilung über die Fortführung der im Rahmen dieser 
Verordnung finanzierten Maßnahmen; 

• bis spätestens zum 31. Dezember 2014 einen Bericht über die Ex-post-Bewertung. 

7. BETRUGSBEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN 

Die Kommission sorgt dafür, dass bei der Umsetzung von im Rahmen dieser Verordnung 
finanzierten Maßnahmen die finanziellen Interessen der Kommission durch vorbeugende 
Maßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige illegale Handlungen geschützt werden. Dazu 
bedient sie sich wirksamer Kontrollen und der Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beträge. Falls 
Unregelmäßigkeiten entdeckt werden, verhängt die Kommission wirksame, verhältnismäßige und 
abschreckende Sanktionen gemäß den Verordnungen (EG, Euratom) Nr. 2988/95 und (EG, Euratom) 
Nr. 2185/96 des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und 
des Rates. 

Für die im Rahmen dieser Verordnung finanzierten Gemeinschaftsmaßnahmen bedeutet der Begriff 
der Unregelmäßigkeit gemäß Artikel 1 Absatz 2 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 jede 
Verletzung einer Bestimmung des Gemeinschaftsrechts oder jede Nichteinhaltung vertraglicher 
Verpflichtungen als Folge einer Handlung oder Unterlassung eines Wirtschaftsteilnehmers, die 
durch eine ungerechtfertige Ausgabe einen Schaden für den Gesamthaushaltsplan der 
Gemeinschaften oder von ihnen verwaltete Haushalte bewirkt oder bewirken würde. 

Die Kommission kann die für eine Maßnahme gewährte finanzielle Unterstützung kürzen, aussetzen 
oder zurückfordern, wenn sie Unregelmäßigkeiten – z. B. Nichteinhaltung der Bestimmungen dieser 
Verordnung, der Einzelentscheidung oder des Vertrags bzw. der Vereinbarung über die betreffende 
finanzielle Unterstützung – feststellt oder wenn ohne ihre Zustimmung eine wesentliche Änderung 
an der Maßnahme vorgenommen wurde, die mit der Art der Maßnahme oder deren 
Durchführungsbedingungen nicht vereinbar ist. 
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Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten nach den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften durchgeführten Kontrollen können Bedienstete der Kommission und des Rechnungshofs 
oder ihre Stellvertreter vor Ort Überprüfungen der im Rahmen der vorliegenden Verordnung 
finanzierten Maßnahmen vornehmen, und zwar zu jedem Zeitpunkt innerhalb von drei Jahren nach 
der Abschlusszahlung durch die Kommission. Zu diesem Zweck haben die Begünstigten alle 
einschlägigen Dokumente während dieses Zeitraums aufzubewahren. 

Die Kommission kann dem betreffenden Mitgliedstaat vorschreiben, Vor-Ort-Kontrollen durchzu-
führen. Bedienstete der Kommission und des Rechnungshofs können an solchen Kontrollen 
teilnehmen. Unrechtmäßig gezahlte Beträge werden der Kommission zurückgezahlt. Bei nicht 
fristgerechter Rückzahlung werden Verzugszinsen nach den Bestimmungen der Haushaltsordnung 
erhoben. 
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8.2 Verwaltungskosten 

Der Bedarf an Human- und Verwaltungsressourcen wird aus den Mitteln der zuständigen 
Generaldirektion im Rahmen der jährlichen Mittelzuweisung gedeckt. 

8.2.1 Art und Anzahl des erforderlichen Personals 

Art der 
Stellen 

 

  2009 2010 2011 2012 2013 

A*/AD 3,7 3,7 3,7 3,7 3,7 Beamte 
oder 

Bedienstete 
auf Zeit28 
(11 01 01) 

B*, 
C*/AST 

 

5 

 

5 

 

5 

 

5 

 

5 

Aus Artikel 11 01 02 
finanziertes Personal29

 

     

Sonstiges, aus Artikel 
XX 01 04/05 
finanziertes Personal30

 

     

INSGESAMT 8,7 8,7 8,7 8,7 8,7 

8.2.2 Beschreibung der Aufgaben, die im Zuge der vorgeschlagenen Maßnahme 
auszuführen sind 

• Umsetzung der Verordnung über die Erhebung der für die GFP erforderlichen Grunddaten; 
Aushandlung und Begleitung der wissenschaftlichen Aspekte der einzelstaatlichen 
Programme auf dem Gebiet der Datenerhebung und biologischer Studien; Mitwirkung bei 
der Ausarbeitung von Rechtsvorschriften über Datenerhebung, Ausarbeitung von 
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen sowie von Ausschreibungen und 
Mitarbeit bei der Auswertung der eingegangenen Vorschläge bzw. Angebote; Beteiligung 
an der Ausrichtung der Forschung auf den Gebieten Fischerei und Aquakultur in der EU. 

• Ausarbeitung, Aushandlung und Begleitung der administrativen und finanziellen Aspekte 
von Studien und einzelstaatlichen Programmen für die Datenerhebung, Vor-Ort-Kontrolle 
der finanziellen Aspekte der betreffenden Verträge. 

• IT-Unterstützung und Sekretariat 

• Operative Überprüfung der Dateien 

• Genehmigung der Zahlungen 

8.2.3 Zuordnung der Stellen des damit betrauten Statutspersonals 

                                                 
28 Die Kosten hierfür sind NICHT im Höchstbetrag enthalten. 
29 Die Kosten hierfür sind NICHT im Höchstbetrag enthalten. 
30 Die Kosten hierfür sind im Höchstbetrag enthalten. 
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 derzeit für die Verwaltung des Programms, das ersetzt oder verlängert werden 
soll, zugewiesene Stellen 

 im Rahmen des JSP/HVE-Verfahrens für das Jahr n vorab zugewiesene Stellen 

 im Rahmen des anstehenden neuen JSP/HVE-Verfahrens anzufordernde 
Stellen 

 innerhalb des für die Verwaltung zuständigen Dienstes neu zu verteilende 
vorhandene Stellen (interne Personalumsetzung) 

 für das Jahr n erforderliche, jedoch im Rahmen des JSP/HVE-Verfahrens für 
dieses Jahr nicht vorgesehene neue Stellen 

8.2.4 Sonstige im Höchstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben (110104030 - 
Verwaltungsausgaben) 

EUR 

Haushaltslinie 

11 010403 
2009 

 

2010 

 

2011 

 

2012 
2013 INSGE

SAMT 

Technische und administrative 
Unterstützung (einschließlich 
Personalkosten) 

 
    

 

Bewertung der einzelstaatlichen 
Programme durch externe Berater 100.000 100.000 100.000 100.000 100.000 500.000 

Bewertung des Gemeinschaftsprogramms  150.000     

Technische und administrative 
Unterstützung insgesamt 100.000 250.000 100.000 100.000 100.000 650.000 

8.2.5 Im Höchstbetrag nicht enthaltene Personal- und Nebenkosten 
EUR 

Art des Personals 2009 2010 2011 2012 2013 INSGE-
SAMT 

Beamte und Bedienstete auf Zeit (11 01 01) 
 

1.017.900 

 

1.017.900 

 

1.017.900 

 

1.017.900 

 

1.017.900 

 

5.089.500 

Aus Artikel 11 01 02 finanziertes Personal 
(Hilfskräfte, ANS, Vertragspersonal usw.) 

(Angabe der Haushaltslinie) 

      

Personal- und Nebenkosten insgesamt (NICHT im 
Höchstbetrag enthalten) 1.017.900 1.017.900 1.017.900 1.017.900 1.017.900 5.089.500 
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Berechnung– Beamte und Bedienstete auf Zeit 

Hierbei sollte - soweit zutreffend - auf Abschnitt 8.2.1 Bezug genommen werden. 

Berechnung = 117.000 EUR je Stelle 

 

Berechnung – Aus Artikel XX 01 02 finanziertes Personal 

Hierbei sollte - soweit zutreffend - auf Abschnitt 8.2.1 Bezug genommen werden. 

 

 2009 2010 2011 2012 2013 INSGESAMT 

 Dienstreisen 11.010211 100.000  

100.000 

 

100.000 

 

100.000 

 

100.000 

 

500.000 

Sitzungen und Konferenzen 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000 250.000 

 Ausschüsse31        

 Studien und Konsultationen       

 Informationssysteme       

2 Gesamtbetrag der sonstigen 
Ausgaben für den Dienstbetrieb 
(11 01 02 11) 

150.000 150.000 150.000 150.000 150.000 750.000 

3 Sonstige Ausgaben administrativer 
Art (Angabe mit Hinweis auf die 
betreffende Haushaltslinie) 

      

Gesamtbetrag der 
Verwaltungsausgaben ausgenommen 
Personal- und Nebenkosten (NICHT 

im Höchstbetrag enthalten) 

150.000 150.000 150.000 150.000 150.000 750.000 

 

Berechnung - Sonstige nicht im Höchstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben 

                                                 
31 Angabe des jeweiligen Ausschusses sowie der Gruppe, der dieser angehört. 


